
Seite 1 von 3

Erhebung an Gemeinschaftsunterkünften im 
Zensus 2022

Unterrichtung nach §  17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1

1 

2 

Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie  
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

 und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016/679 (D S-G V O)2

Die Rechtsakte der E U in der jeweils geltenden Fassung und in deutscher Sprache finden Sie auf der  
Internetseite des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen Union unter https://eur-lex.europa.eu/.

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Deutschland ist unionsrechtlich verpflichtet, alle zehn Jahre eine Volks­
zählung (Zensus) durchzuführen.
Die Befragung an Gemeinschaftsunterkünften im Rahmen des Zensus 2022 
dient der Feststellung der an Anschriften mit Sonderbereichen wohnenden 
Personen.
Sonderbereiche sind insbesondere Gemeinschaftsunterkünfte und Wohn­
heime gemäß § 2 Absatz 3 Satz 1 Zensusgesetz 2022 (Zens G 2022). Gemein­
schaftsunterkünfte im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 3 Zens G 2022 sind Ein­
richtungen, die bestimmungsgemäß der längerfristigen Unterbringung und 
Versorgung von Personen dienen und in denen Personen in der Regel keinen 
eigenen Haushalt führen. Die Erhebung wird als Vollerhebung durch die 
jeweils zuständigen statistischen Ämter der Länder durchgeführt.
Stichtag der Erhebung ist der 15. Mai 2022.

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Zens  G 2022 in Verbindung mit dem B Stat G. Die 
Befragung an Gemeinschaftsunterkünften umfasst die Erhebung nach § 14 
Zens G 2022. Erhoben werden die Angaben nach § 15 und § 16 Absatz 1 Zens G 
2022.
Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 23 Zens G 2022 in Verbindung mit § 15 
B  Stat G. Nach § 26 Absatz 4 Zens G 2022 sind für Personen in Gemeinschafts­
unterkünften die Leitungen der Einrichtungen auskunftspflichtig. 
Nach § 23 Absatz 1 Zens G 2022 erfolgt die Auskunftserteilung grundsätzlich 
elektronisch. 
Bei elektronischer Auskunftserteilung sind die Angaben über das den Aus­
kunftspflichtigen zur Verfügung gestellte Verfahren zu erteilen.
Erteilen Auskunftspflichtige keine, keine vollständige, keine richtige oder 
nicht rechtzeitige Auskunft, können sie zur Erteilung der Auskunft mit einem 
Zwangsgeld nach den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen der Länder ange­
halten werden.
Nach § 23 B Stat G handelt darüber hinaus ordnungswidrig, wer
–– vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 5 

Satz 1 B Stat G eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder

–– entgegen § 15 Absatz 3 B Stat G eine Antwort nicht in der vorgeschriebenen 
Form erteilt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden.
Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
die Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1 und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016/679 (D S-G V O)2

https://www.gesetze-im-internet.de/
https://eur-lex.europa.eu/
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Verantwortlicher
Datenschutzrechtlich Verantwortlicher ist gemäß § 27 Zens G 2022 für die 
Verarbeitung der zentral gespeicherten Daten das nach den Vorschriften 
des Zens G 2022 sowie nach den §§ 2 und 3 des Zensusvorbereitungs­
gesetzes 2022 für die Datenverarbeitung zuständige statistische Amt. 
Die Kontaktdaten finden Sie unter 
https://www.statistikportal.de/de/statistische-aemter.

Geheimhaltung
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 B Stat G grundsätzlich 
geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen 
dürfen Einzelangaben übermittelt werden.
Eine solche Übermittlung von Einzelangaben ist insbesondere zulässig an: 
–– öffentliche Stellen und Institutionen innerhalb des Statistischen 

Verbunds, die mit der Durchführung einer Bundes- oder europäischen 
Statistik betraut sind (z. B. die statistischen Ämter der Länder, das 
Statistische Amt der Europäischen Union [Eurostat]),

–– Dienstleister, zu denen ein Auftragsverhältnis besteht (hier: das I T Z Bund, 
Bernkasteler Straße 8, 53175 Bonn, als I T-Dienstleister des Statistischen 
Bundesamtes, Rechenzentren der Länder, Versand-, Druck-, Hotline- und 
Beleglesedienstleister).

Nach § 32 Absatz 1 Zens G 2022 dürfen die statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körper­
schaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von 
Einzelfällen, den obersten Bundes- oder Landesbehörden Tabellen mit 
statistischen Ergebnissen übermitteln, auch soweit Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen.
Nach § 32 Absatz 2 Zens G 2022 dürfen die statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder für ausschließlich kommunalstatistische Zwecke den für 
statistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden und Gemeinde­
verbände (Statistikstellen) auf Ersuchen für deren Zuständigkeitsbereich 
Einzelangaben zu den Erhebungsmerkmalen sowie zu den Hilfsmerkmalen 
„Straße“ und „Hausnummer“ oder nach Blockseiten zusammengefasste 
Einzelangaben übermitteln. Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn das 
Statistikgeheimnis durch gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, insbeson­
dere zur räumlichen, organisatorischen und personellen Trennung der 
Statistikstellen von den für nichtstatistische Aufgaben zuständigen Stellen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände, gewährleistet ist. Die Hilfsmerk­
male sind zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens jedoch zwei Jahre 
nach Übermittlung, zu löschen.
Nach § 16 Absatz 6 B Stat G ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen 
Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung 
für die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben 
1.	 Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so anonymisiert 

sind, dass sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, 
Kosten und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet 
werden können (faktisch anonymisierte Einzelangaben),

2.	 innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes 
und der statistischen Ämter der Länder Zugang zu Einzelangaben ohne 
Name und Anschrift (formal anonymisierte Einzelangaben) zu gewähren, 
wenn wirksame Vorkehrungen zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen 
werden.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die Einzelangaben 
erhalten.

Hilfsmerkmale, Trennung und Löschung, Ordnungsnummern 
Familienname, Geburtsname, Vornamen, Tag der Geburt ohne Monats- und 
Jahresangabe, Geburtsort und Anschrift sind Hilfsmerkmale, die lediglich 
der technischen Durchführung der Erhebung dienen. Diese Hilfsmerkmale 
werden von den Erhebungsmerkmalen zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
getrennt und gesondert gespeichert oder gesondert aufbewahrt.
Für Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften wohnen, werden die Hilfs­
merkmale nach § 16 ZensG 2022 gelöscht, sofern der Abgleich erfolgt ist und 
sie für Zwecke der Entwicklung von Methoden für den Registerzensus und 
der Erprobung von Verfahren zur Erstellung ergänzender Bevölkerungsstatis­
tiken nicht mehr benötigt werden, spätestens bis zum 31. Dezember 2026.

https://www.statistikportal.de/de/statistische-aemter
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Die Fragebogen oder die Datensätze mit den erhobenen Angaben werden 
nach Abschluss der Aufbereitung des Zensus, spätestens vier Jahre nach 
dem 15. Mai 2022, vernichtet bzw. gelöscht. 
Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden solange verarbeitet und 
gespeichert, wie dies für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen 
erforderlich ist.
Die Ordnungsnummern bei der Verwendung des Online-Formulars sind die 
Zugangsnummer und der Aktivierungscode. Sie dienen der Unterscheidung 
der in die Erhebung einbezogenen Personen sowie der technischen Durch­
führung des Erhebungs- und Aufbereitungsverfahrens. Sie enthalten keine 
über die erhobenen Informationen hinausgehenden Angaben über persön­
liche oder sachliche Verhältnisse.
Die Zugangsnummer dient der Zuordnung des Fragebogens zu der aus­
kunftspflichtigen Person. Diese Zuordnung erfolgt beim Erstkontakt durch 
die für diese Erhebung verpflichteten Erhebungsbeauftragten. 
Der Aktivierungscode besteht aus einer frei vergebenen Zeichenfolge und 
dient zusammen mit der Zugangsnummer der Teilnahme und Identifikation 
am Online-Meldeverfahren. 

Rechte und Pflichten der Erhebungsbeauftragten, Möglichkeiten der 
Auskunftserteilung
Zur Entlastung der zu Befragenden werden Erhebungsbeauftragte im Sinne 
des § 14 B Stat G in Verbindung mit § 20 Zens G 2022 eingesetzt. Die Erhe­
bungsbeauftragten haben ihre Berechtigung nachzuweisen. Sie müssen 
die Gewähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bieten und sind zur 
Geheimhaltung besonders verpflichtet worden. Die aus ihrer Tätigkeit 
gewonnenen Erkenntnisse dürfen sie nicht in anderen Verfahren oder für 
andere Zwecke verwenden. Diese Verpflichtung gilt auch nach Beendigung 
ihrer Tätigkeit.
Die Erhebungsbeauftragten übergeben der Leitung der jeweiligen Einrich­
tung ein Schreiben mit den Zugangsdaten zur Online-Meldung der Angaben 
für die Bewohner- und Bewohnerinnen ihrer Einrichtung sowie der elektro­
nischen Übermittlung an die Erhebungsstelle. Die Leitung der Einrichtungen 
kann die Angaben direkt in den Online-Fragebogen eintragen. Alternativ 
kann die Leitung der Einrichtung diese Angaben aus ihren Systemen zusam­
menstellen und in einer C S V-Datei direkt in das Online-Formular importieren.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten, 
Recht auf Beschwerde
Die Auskunftgebenden erteilen Auskünfte über die Bewohnerinnen und 
Bewohner der jeweiligen Einrichtung. Die Bewohnerinnen und Bewohner, 
deren personenbezogene Daten verarbeitet werden, können
–– eine Auskunft nach Artikel 15 D S-G V O,
–– die Berichtigung nach Artikel 16 D S-G V O,
–– die Löschung nach Artikel 17 D S-G V O sowie
–– die Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 D S-G V O

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Daten beantragen oder 
der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten nach Artikel 21 D S - G V O 
widersprechen. Dies gilt soweit landesrechtlich keine abweichende Regelung 
getroffen wurde. Abweichende landesrechtliche Vorschriften finden Sie unter 
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz/zensus. 
Die Betroffenenrechte können gegenüber jedem zuständigen Verantwort­
lichen geltend gemacht werden. 
Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht werden, prüft 
die zuständige öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen 
hierfür erfüllt sind. Die antragstellende Person wird gegebenenfalls aufge­
fordert, ihre Identität nachzuweisen, bevor weitere Maßnahmen ergriffen 
werden.
Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen können jederzeit an die jeweils zuständigen behördlichen 
Datenschutzbeauftragten der statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder oder an die jeweils zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörden 
gerichtet werden. Deren Kontaktdaten finden Sie unter 
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.

https://www.statistikportal.de/de/datenschutz/zensus
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz
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